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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Während das Anliegen im Vorjahr bereits im Nationalrat auf Zustimmung gestossen war,
sprach sich im Berichtsjahr auch der Ständerat für Abschreibung der Vorlage zur
Aufhebung der Lex Koller (Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch
Personen im Ausland, BewG) aus, wie dies eine Motion der Kommission für Umwelt,
Raumplanung und Energie des Nationalrats (UREK-NR) forderte. Im Namen einer
einstimmigen UREK-SR verwies Pascale Bruderer (sp, AG) in Übereinstimmung mit der
im Nationalrat präsentierten Argumentation auf den unter Druck stehenden Schweizer
Immobilienmarkt, dessen Nachfrage es durch Instrumente wie der Lex Koller zu
regulieren bedürfe. Kritisch äusserte sich René Imoberdorf (csp, VS), jedoch unter
Verzicht eines Minderheitsantrags: Mit Annahme der Zweitwohnungsinitiative sei der
Zweitwohnungsproblematik, die den ursprünglichen Beweggrund zur Schaffung der Lex
Koller dargestellt hatte, faktisch Einhalt geboten. Ob das Bundesgesetz darüber hinaus
ein wirksames Instrument gegen die Erhöhung von Immobilienpreisen darstelle, sei
umstritten. Weiter würden immer mehr Schweizer Anleger als Geldanlage in urbane
Immobilien investieren, wodurch eine neue und selbst verursachte Form der
Zweitwohnungsproblematik entstünde, der mit dem BewG kein Einhalt geboten werden
könne. Sowohl die Kommissionssprecherin wie auch Bundesrätin Sommaruga (sp)
bekräftigten die Notwendigkeit einer Modernisierung der bestehenden rechtlichen
Lage, um den aktuellen Gegebenheiten angemessen Rechnung zu tragen. Gleichwohl
vertraten sie die Ansicht, das BewG könne dazu beitragen, die Immobiliennachfrage zu
senken. Mit seiner stillschweigenden Annahme des Anliegens überwies der Ständerat
die Motion an den Bundesrat. 1

MOTION
DATUM: 14.03.2013
MARLÈNE GERBER

Nach Vorprüfung der Motion Rieder (cvp, VS) zeigte sich eine knappe Mehrheit der
UREK-SR ebenfalls überzeugt, dass eine Teilumwandlung strukturierter
Beherbergungsbetriebe in nicht der Nutzungsbeschränkung unterliegende Wohnungen
die strukturellen Probleme des Betriebs nicht lösen könne. Ferner brachte sie das
Argument des Ortsbildschutzes ein; aufgrund der bestehenden Regelung im
Zweitwohnungsgesetz könnten solche Betriebe teilweise verfallen, was dem Dorfbild
schade. Die durch Robert Cramer (gp, GE), Didier Berberat (sp, NE), Pascale Bruderer
(sp, AG) und Werner Luginbühl (bdp, BE) vertretene Kommissionsminderheit zeigte zwar
Verständnis für das Anliegen, erachtete den Zeitpunkt für eine Revision jedoch als noch
nicht gegeben. Man würde es begrüssen, wenn allfällige Anpassungen erst nach einer
umfassenden Überprüfung vorgenommen würden; eine solche Berichterstattung ist
gemäss Art. 19 des Zweitwohnungsgesetzes erstmals vier Jahre nach Inkrafttreten des
Gesetzes, also Anfangs 2020, vorgesehen. 2

MOTION
DATUM: 20.01.2017
MARLÈNE GERBER

1) Mo. 12.3984: AB SR, 2013, S. 196 f.
2) Bericht UREK-SR vom 20.1.17
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